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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 17/14 B 
 
L 10 SB 430/13 WA (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 2 SB 168/02 (SG Gelsenkirchen) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller und  
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Stadt Köln - Bürgeramt Chorweiler -, 
Dillenburger Straße 27, 51105 Köln, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. April 2014 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richterin   Dr.  R o o s     

und den Richter   Dr.  R ö h l     

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Beschluss des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 14. März 2014 

Prozesskostenhilfe zu gewähren und ihm einen Rechtsanwalt beiordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 14. März 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt in der Hauptsache die Fortsetzung des Berufungsverfahrens vor dem LSG 

Nordrhein-Westfalen L 10 SB 73/04. Das Verfahren beendete der in jenem Verfahren anwaltlich 

vertretene Kläger am 16.5.2007 nach Verkündung des Urteils durch Rücknahme der Berufung 

im Einverständnis der Berufungsbeklagten. Am 5.11.2013 beantragte er die Fortsetzung des 

Berufungsverfahrens. Das LSG hat im Verfahren nach § 153 Abs 4 SGG festgestellt, dass das 

Verfahren L 10 SB 73/04 durch Rücknahme der Berufung beendet worden ist und den Antrag, 

das Verfahren fortzuführen, als unzulässig verworfen. Zur Begründung hat das LSG ua 

ausgeführt, der Kläger habe die Berufung wirksam durch seinen damaligen 

Prozessbevollmächtigten zurückgenommen. Das bereits verkündete Urteil, mit dem dem Kläger 

Kosten nach § 192 SGG in Höhe von 1000 Euro auferlegt worden waren, sei gegenstandslos 

geworden (Beschluss vom 14.3.2014). 

 

Mit seiner Beschwerde, für die er Prozesskostenhilfe (PKH) beantragt, wendet sich der Kläger 

gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-Beschluss.  

 

II 

 

1. Der Antrag des Klägers, ihm PKH unter Beiordnung eines Rechtsanwalts für die Beschwerde 

gegen die Nichtzulassung der Revision zu gewähren, ist abzulehnen. Nach § 73a Abs 1 S 1 

SGG iVm §§ 114, 121 ZPO kann einem bedürftigen Beteiligten für das Beschwerdeverfahren 

vor dem BSG nur dann PKH bewilligt und ein Rechtsanwalt beigeordnet werden, wenn ua die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Daran fehlt es (dazu 2.).  

 

2. Der Kläger kann aller Voraussicht nach mit seinem Begehren auf Zulassung der Revision 

nicht durchdringen, weil es keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat. Nach Durchsicht der 

Akten fehlen Anhaltspunkte dafür, dass er einen der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG 

abschließend aufgeführten Zulassungsgründe darlegen könnte. 

 

Die Sache bietet keine Hinweise für eine über den Einzelfall des Klägers hinausgehende grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). Es ist auch nichts dafür 

ersichtlich, dass das LSG entscheidungstragend von Rechtsprechung des BSG, des GmSOGB 

oder des BVerfG abgewichen sein könnte (Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 2 SGG). 
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Schließlich ist nicht davon auszugehen, dass der Kläger einen die Revisionszulassung recht-

fertigenden Verfahrensfehler des LSG bezeichnen könnte (Zulassungsgrund gemäß § 160 

Abs 2 Nr 3 SGG). Danach ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte 

Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der § 109 und § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grund-

satz der freien richterlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amts-

ermittlungsgrundsatz) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem 

das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Hierfür liegt nichts vor. 

 

3. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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